Verhandlungsschrift

Nr. 5/2004

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Lengau am Donnerstag, den 28.10.2004.

Sitzungsort: Sitzungssaal des Gemeindeamtes in Salzburger Straße 9

Anwesende:
1. Bürgermeister 
Rippl
Erich

2. Vizebürgermeister
Weichenberger
Johann

3. Vizebürgermeister
Muigg
Martin

4. Gemeindevorstand
Pendelin
Erika

5. Gemeindevorstand
Schinwald
Josef

6. Gemeindevorstand
Weber
Michael

7. Gemeindevorstand 


    Schwaiger 


  Wolfgang  

8. Gemeinderat



    Hellermann


  Norbert


9. Gemeinderat
Mayer
Helmut

10. Gemeinderat
Reitsamer
Robert

11. Gemeinderat
Staffl
Michaela

12. Gemeinderat
Altmann
Anna

13. Gemeinderat
Anzinger
Bernhard


14. Gemeinderat



    Schober



  Johann 

15. Gemeinderat
Ofenböck
Thomas

16. Gemeinderat
Winkelmeier
Johann 

17. Gemeinderat
Fuchs
Walter

18. GREM
Erhart 
Michaela (f. GR Puscher Stefan)

19. GREM
Mayer 
Johann (f. GR Klinger Martin) 


20. GREM 
Hettegger 
Rupert (f. GR Voggenberger Franz)

21. GREM
Katsch 
Josef (f. GR Bauer Franz)

22. GREM 
Winkelmeier 
Alfred ( f. GR Standl Franz)

23. GREM
Winkelmeier 
Jakob (f. GR Brandstötter Alois)

24. GREM 
Hager 
Johann (f. GR Sutter Ann)

25. GREM 
DI Thür 
Albert (f. Linnerth Hans Dieter) 

Es  fehlen:

GR Puscher Stefan (entschuldigt) – dafür GREM Erhart Michaela

GR Klinger Martin (entschuldigt) – dafür GREM Mayer Johann

GR Voggenberger Franz (entschuldigt) – dafür GREM Hettegger Rupert

GR Bauer Franz (entschuldigt) – dafür GREM Katsch Josef 

GR Standl Franz (entschuldigt) – dafür GREM Winkelmeier Alfred

GR Brandstötter Alois (entschuldigt) – dafür GREM Winkelmeier Jakob) 

GR Sutter Ann (entschuldigt) – dafür GREM Hager Johann

GR Linnerth Hans Dieter (entschuldigt) – dafür GREM DI Thür Albert

Der BM stellt fest, dass

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde,

b) die Verständigung hiezu (ANLAGE 1) rechtzeitig und schriftlich an alle Mitglieder ergangen ist und der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist. Die Zustellung erfolgte gemäß vorliegendem Zustellnachweis (ANLAGE 2) an alle  Mitglieder des Gemeinderates und die Kundmachung (ANLAGE 3) gemäß § 53 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 am 31.08.2004 durch Anschlag an der Amtstafel erfolgte,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

Der BM weist darauf hin, dass das Sitzungsprotokoll der GR-Sitzung Nr. 4 vom 13.09.2004 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

Zum Schriftführer für diese Sitzung wird Herbert Nagl bestimmt.

Beginn der Sitzung:  19.30 Uhr

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 werden von den Fraktionsobmännern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen folgende Personen für die Unterfertigung der heutigen Verhandlungsschrift namhaft gemacht:

SPÖ: Weichenberger Johann

ÖVP: Weber Michael

BWG: Ing. Ofenböck Thomas

FPÖ: Fuchs Walter

Folgende Ersatzmitglieder werden durch den BM angelobt:

-x-

Bei der heutigen Sitzung wird folgende Tagesordnung behandelt: 

1. Sitzungsgeld für Jugend-, Sport- und Kulturreferenten





(Gem-004)


2. Raumordnungsangelegenheiten 











(Bau-031-0) 

Einleitung von Verfahren und Beschluss einer Verordnung 

3. Finanzierung der Sanierung und des Zubaues bei der Zeugstätte der FF Friedburg

(Fp-160-1)

4. Grundankauf Gehweg Lengau – Kapellenstraße 







(Gem-612-0)

5. Auflassung Öffentliches Gut: 











(Gem-612-0)

a) Fa. Feldbacher Erwerb einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Gst.Nr. 981, KG Lengau

      b) Schneidmann Christine: Erwerb einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Gst.Nr. 506/6, KG               Friedburg 

6. Stellungnahme der Gemeinde Lengau zum geplanten Windpark Silventus im UVP-Verfahren

(Bau-031-0)

7. Entscheidung über Vergabe der Lieferung von Fernwärme für die öffentlichen Gebäude in Friedburg
















(Schu-2120)

8. Resolution für die Sicherstellung der vollen Versorgungsbereitschaft durch das Krankenhaus Braunau am Inn   














(Med-510)

9. Umfahrung Lengau – Ausweisung einer Teilfläche der Gst.Nr. 2872 und 2933, KG Lengau, von 12.000 m² als Ökofläche

10. Ausschreibung der Gemeindeabgaben und Festsetzung der Hebesätze für das Jahr 2005






















(Fin-920-0)

11. Kenntnisnahme des Prüfungsberichtes der BH Braunau am Inn über die Kassengebarung der Gemeinde Lengau














(Fin-903)

12. Kenntnisnahme des Berichtes des Elternvereins der öffentl. Pflichtschulen in der Gemeinde Lengau 



















(Schu-210-0)

13. Allfälliges

TAGESORDNUNG, BERATUNG UND BESCHLÜSSE

1. Sitzungsgeld für Jugend-, Sport- und Kulturreferenten





(Gem-004)


Der BM informiert, dass in der Sitzung des Gemeindevorstandes vom 05.07.2004 bereits über die Gewährung des Sitzungsgeldes für die Jugend-, Sport- und Kulturreferenten beraten und dabei dem Gemeinderat vorgeschlagen wurde das Sitzungsgeld für Gemeindemandatare (€ 32,70) auch den Referenten für die Teilnahme an Ausschusssitzungen zu gewähren. Er ersucht um Debattenbeiträge. 
GV Michael Weber beurteilt die Arbeit mit Referenten sehr positiv und befürwortet eine derartige Anerkennung 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g  

Den Jugend-, Sport- und Kulturreferenten ein Sitzungsgeld für die Teilnahme an einer protokollierten Ausschusssitzung in gleicher Höhe wie den Gemeindemandataren zu gewähren. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25

 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

2. Raumordnungsangelegenheiten 











(Bau-031-0) 

Einleitung von Verfahren und Beschluss einer Verordnung 

Der BM übergibt den Vorsitz an den Obmann des Raumordnungsausschusses VBM Martin Muigg. 

a) Änderung Nr. 9 Meixner/Lechner – Beschluss einer Verordnung

Der VBM verweist auf die eingegangenen, durchwegs positiven, Stellungnahmen zum gegenständlichen Umwidmungsantrag und beschreibt die Entwicklung dieser Flächen: 

· Bei der Erstellung des 1. FLWPL im Jahr 1979 ist das W von der Fam.  Meixner bereits enthalten, aber aufgrund des zu kleinen Maßstabs nicht erkennbar wie groß es ist.  Das B der Fa. Höllmoser ist zu diesem Zeitpunkt nur im Dorfbereich von Teichstätt.

· 1971 wurde von Fam. Meixner ein Zubau beim bestehenden Wohnhaus beantragt und mit Datum vom 19.3.1971 bewilligt. Mit Datum  5.11.1980 wurde die Erneuerung der Holzlage bewilligt, da zu dieser Zeit der Abstand zum B der Fa. Höllmoser ausreichend groß war, und auf dem FLWPL die genaue Größe des W nicht erkennbar war. Bereits mit Datum vom 11.8.1982 wurde das Gebäude der Fam. Meixner in seiner derzeit bestehenden Form ausgebaut und rechtskräftig bewilligt.

· Im Jahr 1983 wurde von der Fa. Höllmoser die Erweiterung des B in Richtung  Süden, also in Richtung Meixner beantragt, und mit Schreiben vom 8.9.1983 von der Landesregierung mit 24.8.1983 als rechtskräftig erklärt, mit dem Vermerk das es sich hier um keine Gesetzwidrigkeit handelt. 

· Im Flächenwidmungsplan  Nr. 2 vom Jahr 1991 ist dann noch eine weitere Vergrößerung des B der Fa. Höllmoser eingetragen.

· Mit der Erstellung des FLWPL  Nr. 3 im Jahr 2003 dürfte dann der Fehler passiert sein, dass aufgrund des nicht Vorhandenseins des Zubaues in der DKM des Vermessungsamtes das Wohngebiet zu klein angenommen wurde, und sogar die Parzelle Nr. 1920  die im Besitz der Fam. Meixner ist und immer war, als Betriebsbaugebiet eingezeichnet wurde.

· Erst als die Aufstockung des bereits 1980 bewilligten Zubaues geplant wurde, hat sich herausgestellt, dass  das best. Gebäude außerhalb des W liegt. Da dies nur ein Irrtum sein kann, sollte die Richtigstellung dieser Angelegenheit eingeleitet werden. 

Er ersucht um Debattenbeiträge. 

Abschließend stellt VBM Muigg den 

A  n t r a g 

der gegenständlichen Umwidmung einer Teilfläche des Gst.Nr. 507, KG Heiligenstatt, im Ausmaß von ca. 170 m² von bisher Grünland auf Wohngebiet und das Gst.Nr. 1920 (244 m²), KG Heiligenstatt, von bisher Betriebsbaugebiet auf Wohngebiet die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

b) Änderung Nr. 10 Palfinger AG – Einleitung des Verfahrens 

Der VBM verliest den Antrag der Fa. Palfinger vom 18.06.2004 auf Änderung des Flächenwidmungsplanes einer Teilfläche des Gst.Nr. 2755 von bisher Grünland auf Betriebsbaugebiet und ersucht um Debattenbeiträge. 

BM Rippl berichtet, dass er ein Gespräch mit Herrn Rehrl, Fa. Palfinger geführt hat und dabei als Kompromiss eine Umwidmung nur bis zur geplanten Umfahrungstrasse vorgeschlagen hat. Dies ist laut Herrn Rehrl für die Fa. Palfinger akzeptabel. 

GR Thomas Ofenböck erachtet eine Umwidmung über die geplante Umfahrungsstraße hinaus als nicht sinnvoll. Die Fa. Palfinger wurde bereits jetzt mit einem erhöhten Preis abgefertigt und der genaue Trassenverlauf ist derzeit noch nicht fix. 

Der BM informiert, dass nach seinem Wissensstand die Grundeinlöseverhandlungen wahrscheinlich nach der Amtstrasse erfolgen werden. 

GV Wolfgang Schwaiger spricht sich dafür aus, dass die geplante Umwidmung vor der Straße enden und nicht in die Straße hineinreichen und nicht darüber hinausreichen soll. 

Abschließend stellt VBM Muigg den 

A  n t r a g 

der Einleitung des Verfahrens auf Änderung des Flächenwidmungsplanes von bisher Grünland auf Betriebsbaugebiet bis zur geplanten Umfahrungsstraße die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

c) Änderung Nr. 11, Fellner – Einleitung des Verfahrens 

Der VBM verliest den Antrag der Familien Fellner vom 04.08.2004 auf Änderung des Flächenwidmungsplanes einer Teilfläche des Gst.Nr. 21 im Ausmaß ca. 1.000 m² von bisher Grünland auf Wohngebiet. Er weist darauf hin, dass diese Baulandschaffung die Schließung einer Baulücke darstellt und ersucht um Debattenbeiträge. 

VBM Weichenberger tritt für die Einleitung des Verfahrens ein um diese Baulücke zu schließen. 

Abschließend stellt VBM Muigg den 

A  n t r a g 

der Einleitung des Verfahrens auf Änderung des Flächenwidmungsplanes von Grünland auf Wohngebiet die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

d) Änderung Nr. 5 Schinagl/Mobilkom – Einleitung des Verfahrens

Der VBM berichtet über den Versuch einen runden Tisch mit den Mobilfunkbetreibern zu organisieren und berichtet über die beabsichtigte Sonderausweisung im Grünland für die Errichtung eines Sendemastens beim Anwesen Schinagl, Holz, und ersucht um Debattenbeiträge. 

GR Thomas Ofenböck verspürt keine Begeisterung für diese Masten und kündigt daher keine Zustimmung für eine Umwidmung an. Er schlägt vor weiter Kontakt mit den Betreibern zu suchen. Er weist darauf hin, dass bei einer Ablehnung die Gefahr besteht, dass es zu einem weiteren Wildwuchs von kleineren bewilligungsfreien Anlagen kommt. Daher regt er an den Mobilfunkbetreibern anzubieten einen gemeinsamen Standpunkt zu suchen. 

GV Michael Weber weist darauf hin, dass es sich um einen Masten mit einer Höhe von 42 Metern handelt. Durch eine Ablehnung dieser Umwidmung sollen die Netzbetreiber unter Zugzwang kommen und dadurch angeregt werden gemeinsam einen möglichen Standort zu suchen.  

BM Rippl berichtet ebenfalls, dass der Versuch einen runden Tisch zu organisieren aufgrund von Terminschwierigkeiten nicht möglich war. Er hofft, dass nach einer Absage eine größere Gesprächsbereitschaft gegeben ist. 

Abschließend stellt VBM Muigg den 

A n t r a g 

die Einleitung des Verfahrens auf Änderung des Flächenwidmungsplanes abzulehnen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

3. Finanzierung der Sanierung und des Zubaues bei der Zeugstätte der FF Friedburg

(Fp-160-1)
Der BM ruft in Erinnerung, dass in der letzten Sitzung des Gemeinderates am 13.09.2004 ein Grundsatzbeschluss für die Sanierung und einen Zubau bei der Feuerwehrzeugstätte in Friedburg gefasst wurde. Bezüglich der Finanzierung wird durch die FF Friedburg ein Darlehen in der Höhe von € 128.000.—aufgenommen. Die Rückzahlung dieses Darlehens und die Bürgschaft soll durch die Gemeinde übernommen werden. LR Ackerl hat vorgeschlagen dieses Projekt einer Kostendämpfung zu unterziehen und einen BZ-Antrag einzubringen. Dies ist in der Zwischenzeit bereits geschehen. 

Abschließend stellt der BM den 

A  n t r a g 

Die Bürgschaft für das Darlehen der FF Friedburg in Höhe von € 128.000.—zu übernehmen, sofern die erforderlichen Bewilligungen durch die Aufsichtsbehörde erteilt werden. 
Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

4. Grundankauf Gehweg Lengau – Kapellenstraße 







(Gem-612-0)

Der BM berichtet, dass der Bauausschuss der Gemeinde Lengau empfohlen hat einen Gehsteig entlang der Kapellenstraße von der Hainbachbrücke bis zur Abzweigung Martin-Luther-Straße zu errichten. Die erforderlichen Grundverhandlungen wurden mit der Grundeigentümerin Auguste Schinwald durchgeführt. Für diesen Gehsteig wird eine Fläche von ca. 36 m² benötigt, welche zu einem Preis von € 4,50 zur Verfügung gestellt wird. 

Im Zuge der Grundverhandlung wurde durch die Liegenschaftseigentümerin darauf hingewiesen, dass auch die Grundstücksfläche, auf welcher das Buswartehäuschen Wetterkreuzstraße errichtet wurde noch nicht abgelöst wurde. Sie erklärt sich bereit auch diese Fläche (ca. 15 m²) zum selben Preis abzutreten. 

Der BM stellt den 

A n t r a g

dem Erwerb einer Fläche von ca. 36 m² für den Gehsteig Kapellenstraße und einer Fläche von ca. 15 m² für das Buswartehäuschen Wetterkreuzstraße zu einem Preis von € 4,50/m² beschließen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

5. Auflassung Öffentliches Gut: 











(Gem-612-0)

a) Fa. Feldbacher Erwerb einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Gst.Nr. 981, KG Oberehreneck

Der BM verliest das Ansuchen der Fa. Feldbacher um Erwerb einer Teilfläche des öffentlichen Gutes 981, KG Oberehreneck, beginnend vom Gst.Nr. 927/4. Bei der Vorbesprechung im Gemeindevorstand wurde vorgeschlagen eine Ausfahrtslänge von 20 m für das Grundstück Nr. 930, KG Oberehreneck, zu belassen. 

Thomas Ofenböck erkundigt sich, ob diese Fläche ausreichend ist. Dies wird vom BM bestätigt.

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g

einer Auflassung einer Teifläche des öffentlichen Gutes 981, beginnend vom Gst.Nr. 927/4 bis 20 m vor der Grundgrenze zwischen den Grundstücken 930 und 931 zu einem Preis von € 5,50 grundsätzlich die Zustimmung zu erteilen und ein Verfahren zur Auflassung des Öffentlichen Gutes einzuleiten. Die erforderlichen Vermessungs- und Verbücherungskosten gehen zu Lasten des Erwerbers. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:   24 Ja














1 Enthaltung (BM Rippl) wegen Befangenheit 

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

b) Schneidmann Christine: Erwerb einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Gst.Nr. 506/6, KG 

Friedburg 

Der BM verliest den Antrag von Frau Schneidmann Christine auf den Erwerb einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Gst.Nr. 506/6, KG Friedburg. Er berichtet weiter dass Frau Bruckenberger  bereits am 21.10.2004 beim Gemeindeamt vorgesprochen und sich gegen einen Verkauf einer Teilfläche des öffentlichen Wegegrundstückes 506/6 ausgesprochen hat, da ansonsten die Zufahrt zu Ihrem Grundstück 507/3 nicht mehr möglich ist. Weiters hat sich auch Frau Empfelseder bei einer Vorsprache am Gemeindeamt gegen einen evt. Verkauf dieses Teilfläche ausgesprochen. 

GR Ofenböck Thomas weit darauf hin, dass eine ehemalige Gemeinschaftsstraße in das öffentliche Gut übergeben wurde. Er kann sich eine Rückübereignung an eine Person nicht vorstellen.

Dieser Ansicht schließen sich VBM Weichenberger und GV Weber an. 

Abschließend stellt den BM den 
A n t r a g

der GR möge eine Überlassung einer Teilfläche des öffentlichen Gutes 506/6 in einer Länge von ca. 15 lfm beginnend vom Gst. Nr. 507/4, KG Friedburg grundsätzlich die Zustimmung zu erteilen und ein Verfahren zur Auflassung des Öffentlichen Gutes einzuleiten. Die erforderlichen Vermessungs- und Verbücherungskosten gehen zu Lasten der Erwerberin. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Nein 

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig abgelehnt.

6. Stellungnahme der Gemeinde Lengau zum geplanten Windpark Silventus im UVP-Verfahren

(Bau-031-0)

Der BM erläutert, dass die Unterlagen zur UVP zum geplanten Windpark Silventus an die Gemeinde übermittelt wurden. Die Gemeinderäte wurden durch das Gemeindeamt darauf hingewiesen und zur Einsichtnahme während der Amtsstunden eingeladen. Am 14.10.2004 wurde darüber im Ausschuss für Umwelt, Energie und Zukunft darüber beraten. Dem Gemeinderat wird empfohlen das Umwidmungsverfahren des Flächenwidmungsplanes für die Windkraftanlagen auszusetzen bis das UVP-Verfahren abgeschlossen ist. Bezüglich der Stellungnahme zum UVP-Verfahren wird dem GR empfohlen sich nach Möglichkeit an die Meinung der Sachverständigen des Landes zu halten. 

GR Thomas Ofenböck ist der Ansicht, dass eine Beurteilung der UVP-Unterlagen nicht nur eine Frage der Zeit sondern auch eine Frage des Wissens ist. 

GV Michael Weber bedankt sich für die Möglichkeit der Akteneinsicht und schlägt vor das Prüfungsergebnis der Sachverständigen abzuwarten. 

VBM Weichenberger vertritt ebenfalls die Ansicht, dass technisches Wissen erforderlich ist und verweist auf die Diskussion im Umweltausschuss mit der Energiewerkstatt. Er tritt ebenfalls dafür ein dies durch die Sachverständigen prüfen zu lassen. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

der GR möge beschließen, 

1. Das Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes für die Windkraftanlagen auszusetzen bis das UVP-Verfahren abgeschlossen ist. 

2. Im UVP-Verfahren soll in der Stellungnahme der Gemeinde Lengau darauf hingewiesen werden, dass die im Schreiben der Umweltrechtsabteilung angeführte Anzahl der Anlagen auf dem Gemeindegebiet von Lengau nicht mit den Angaben der Energiewerkstatt übereinstimmt. 

3. Weiters soll zum Ausdruck gebracht werden, dass sich die Gemeinde Lengau die Möglichkeit vorbehält sich an die Stellungnahmen der Amtssachverständigen des Landes zu halten.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:     25  
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

7. Entscheidung über Vergabe der Lieferung von Fernwärme für die öffentlichen Gebäude in Friedburg

















(Schu-2120)

Der BM berichtet, dass durch das TB Stampfer eine Vergleichsberechnung über die Angebote der Fa. Feldbacher und der bäuerlichen Hackschnitzelgenossenschaft durchgeführt wurde. Dabei sind die Anschlusskosten in Summe bei der Fa. Feldbacher um ca. 2,7 % niedriger und die laufenden Betriebskosten um ca. 14 % niedriger gegenüber dem Angebot der bäuerlichen Hackschnitzelgenossenschaft. 

GR Winkelmeier Johann zeigt sich erfreut, dass eine Biomasseheizung in den öffentlichen Gebäuden kommen soll. Prinzipiell spricht er sich für eine flächendeckende Versorgung von Friedburg aus. Durch die Genossenschaft sollten lediglich die öffentlichen Gebäude der Gemeinde versorgt werden. Ausserdem verweist er auf die Kostensituation. 

VBM Muigg bewertet das Ergebnis des Angebotsvergleiches als enttäuschend für die Landwirtschaft. Er verweist darauf, dass  ökologische Effekte, Waldpflege udgl. für die bäuerliche Genossenschaft spricht, akzeptiert aber die Kostendifferenz. Ein weiter reichendes Projekt wäre auch möglich gewesen. 

VBM Weichenberger bedankt sich bei der Genossenschaft für die Ausarbeitung des Angebotes. Er sieht im Angebot der Fa. Feldbacher ein Angebot für die gesamte Bevölkerung von Friedburg. 

GV Schinwald versteht den Zeitdruck nicht. Er hätte eine Information an private Hausbesitzer bevorzugt. Der BM erläutert, dass dieser Zeitdruck insbesondere durch den geplanten Bau des betreubaren Wohnens in Friedburg durch die Fa. GEWOG entstanden ist. Durch die Fa. GEWOG wird bis Herbst 2004 eine Entscheidung gefordert ob Fernwärme zur Verfügung gestellt werden kann. 

GR Winkelmeier Johann steht auf dem Standpunkt, dass eine Information der Bevölkerung die Aufgabe des Betreibers ist. Es ist das Risiko der Betreiber möglichst viele private Nutzer zu werben. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

Die Lieferung von Fernwärme für die öffentlichen Gebäude in Friedburg, unter der Voraussetzung der Umrüstung dieser Gebäude auf ein wassergetragenes Heizsystem, an die Fa. Feldbacher entsprechend dem schriftlichen Angebot und  unter Zugrundelegung einer Indexanpassung zu vergeben. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:    19   
Ja

  6 Enthaltungen (GREM Hettegger, GREM Winkelmeier Jakob, VBM Muigg, GV             Schinwald, GR Winkelmeier Johann, BM Rippl)

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

8. Resolution für die Sicherstellung der vollen Versorgungsbereitschaft durch das Krankenhaus Braunau am Inn   
















(Med-510)

Der BM verliest den 1. Absatz des geplanten Resolutionstextes (ANLAGE 4) und weist darauf hin, dass dieser Text den Fraktionen zugegangen ist ebenso wie der Bericht der Spitalsreformkommission. Darin steht, dass das Spital Braunau um 42 Betten verringert werden soll. Die Unfallchirurgie und die Orthopädie sollen nach Ried verlegt werden. 
VBM Weichenberger vertritt die Ansicht, dass diese Resolution keine bundes- oder landespolitische Angelegenheit ist und appelliert für Zustimmung, da Gemeindebürger betroffen werden können. 90 % der im Krankenhaus Braunau behandelten Personen kommen aus dem Bezirk Braunau und nur 8 %  aus dem Bezirk Ried. Derzeit werden kommen 2 % der Patienten des Krankenhauses Ried aus dem Bezirk Braunau. Er ist der Ansicht, dass die Fahrt nach Ried für die Gemeindebürger schwieriger ist, als nach Braunau oder Salzburg. Diese Reformen und Reduzierungen erregen den Anschein, dass Schwerpunktkrankenhäuser geschaffen werden sollen und diese Entwicklung soll nicht unterstützt werden. Er tritt dafür ein das Krankenhaus Braunau zu unterstützen, dass es als vollwertiges Krankenhaus erhalten bleibt. 

GV Weber ist der Ansicht, dass derartige Anträge sehr wohl landes- und bundespolitisch motiviert sind und die ÖVP mit derartigen Anträgen noch nie besondere Freude hatten. Gleichlautende Anträge sind in Braunau und Mattighofen aufgetaucht. Er weist darauf hin, dass die Kosten explodieren. 11,4 Mio Euro werden durch die Gemeinden bezahlt. Daher wurde eine Expertenkommission des Landes zur Eindämmung der Kosten eingesetzt. Er schlägt vor die Fachleute arbeiten zu lassen und nicht derartige populäre Anträge zu behandeln. BM Rippl begründet die Einbringung dieses Antrages damit, dass am 04.10.2004 eine Bürgermeisterkonferenz stattgefunden hat. Dabei wurde unter Punkt 5 die Situation des Krankenhauses Braunau erörtert. Der Geschäftsführer Dr. Anton Riedl hat gebeten, ebenso wie der Bezirkshauptmann Dr. Bernhard Wolfram, haben gebeten den Abzug von Kompetenzen aus dem Bezirk Braunau zu verhindern.  

GV Weber erläutert, dass sich die ÖVP nicht für eine Schmälerung des Krankenhauses in Braunau einsetzt. Ihn stört jedoch die gewählte Vorgangsweise. Er weist darauf hin, dass sich die ÖVP sehr wohl für den Erhalt des Krankenhauses Braunau, wenn auch in einer anderen Form und auf einer anderen Ebene einsetzt und ist daher gegen einen Antrag auf Gemeindeebene. 

Der BM weist darauf hin, dass er über eine gewisse Neutralität verfügt und daher hat er diesen Antrag aufgrund der Bitte des Geschäftsführers Dr. Riedl und des Bezirkshauptmannes Dr. Wolfram in seinem Namen gestellt. Durch diesen Antrag soll das Krankenhaus und die Region unterstützt werden. 

GV Wolfgang Schwaiger weist darauf hin, dass Faktum ist, dass noch keine Entscheidung gefallen sind. Es sind Vorschläge von Fachexperten vorhanden. Laut Aussage von Frau LA Maria Wagneder ist bei fast allen Krankenhäusern die gleiche Vorgangsweise festzustellen, dass zusätzliche Schwerpunkte angesiedelt werden sollen. Er zeigt Verständnis für die Vorgehensweise des Geschäftsführers. Laut seinen Informationen ist Hauptpunkt der Reform, dass es lediglich um Verschiebungen und nicht um Abbau geht. Im gegenständlichen Antrag wird der Eindruck erweckt, dass nur in Braunau gestrichen wird und in Ried aufgestockt wird. In wieweit diese Verschiebungen für das Gesundheitswesen in Oberösterreich sinnvoll sind, übersteigt seine Kompetenz. Er vertritt die Ansicht, dass Zeit zum Abwarten ist um zu sehen welche Entscheidungen getroffen werden sollen, da derzeit Hunderte Vorschläge vorliegen. Er unterstützt diese Resolution derzeit nicht. 

GR Thomas Ofenböck schließt sich den Ausführungen seines Vorredners grundsätzlich an. Er schickt jedoch voraus, dass er grundsätzlich keine Abneigung gegen Resolutionen hat. Diese Resolution stellt im gegenständlichen Fall eine politisches Mittel dar und ist der Zeitpunkt der Einbringung seiner Ansicht nach unseriös. Die Reformkommission befindet sich derzeit mitten in der Arbeit. 

BM Rippl weist nochmals darauf hin, das der Bezirkshauptmann und Herr Dr. Riedl bei der Bürgermeisterkonferenz ersucht haben, den Standort Braunau zu sichern und dazu eine Resolution zu beschließen. 

VBM Weichenberger führt an, dass bei der UVP für den Windpark Silventus drei Ordner vorliegen. Die sogenannten Reformen, z.B. Post, sind deutlich spürbar, dass Post, welche im Ort aufgegeben wird 80 km transportiert wird und dann wieder im Ort verteilt wird. Das Krankenhaus in Braunau betrifft seiner Ansicht nach sehr wohl die Bevölkerung der Gemeinde Lengau, da es einen Unterschied macht ob sie nach Braunau oder nach Ried fahren müssen. Daher ersucht er um Zustimmung zum gegenständlichen Resolutionstext. 

GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass zum Thema Post bereits in diesem Raum eine Resolution beschlossen wurde. Faktum ist, dass in Bezug auf die Post auch regionalpolitische Fehler passiert sind.  

GR Michael Staffl vertritt die Ansicht, dass eine Resolution früh genug erfolgen soll und nicht nach erfolgter Entscheidung. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g

der Gemeinderat möge beschließen:

Die O.Ö. Landesregierung und insbesondere der Landeshauptmann werden aufgefordert, den vorliegenden Bericht der oberösterreichischen Spitalsreformkommission um eine Kostenaufstellung bzw. einen Kostenvergleich der geplanten Reformen sowie um medizinische Versorgungsziele zu ergänzen. Des Weiteren wird gefordert, auszuweisen, welche Kosten in Hinkunft für welchen Träger (Bund, Land, PatientInnen und sonstige Kostenträger) anfallen.

Die Abteilung für Unfallchirurgie und Orthopädie des Krankenhauses Braunau ist voll ausgelastet. Sie darf nicht auf ein „Department“ reduziert werden.

Im Gegenteil soll darüber nachgedacht werden, wie diese florierende Abteilung ausgebaut werden kann. Der Versorgungsauftrag, den das Krankenhaus Braunau in der Region bezüglich UnfallpatientInnen jetzt schon hat, kann und soll erweitert werden. Es sollte dort angeknüpft werden, wo bereits seit 20 Jahren Bedarf und Zuspruch besteht.

Die Versorgungsgerechtigkeit im Bezirk Braunau muss auf alle Fälle erhalten und verfestigt werden.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:       12
Ja (SPÖ, FPÖ + GREM Winkelmeier Alfred)














    5 Nein (BWG)

8  Enthaltungen (ÖVP ohne GREM 






Winkelmeier Alfred) 

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich abgelehnt.

9. Umfahrung Lengau – Ausweisung einer Teilfläche der Gst.Nr. 2872 und 2933, KG Lengau, von 12.000 m² als Ökofläche

Der BM berichtet, dass die Landesstraßenverwaltung von der Umweltanwaltschaft verpflichtet wurde im Zuge der Umfahrung Lengau Ökoflächen im Ausmaß von 12.000 m² für beide Bauabschnitte zu erwerben. Die Gemeinde Lengau besitzt die Grundstücke 2872 und 2933 im Gesamtausmaß von 29.972 m² von denen 12.000 m² als Ökofläche ausgewiesen werden können. Durch diese Maßnahme entfällt der Ankauf von zusätzlichen Grundflächen in diesem Ausmaß. 

(Ökofläche =Fläche aus Intensivnutzung herausgenommen. z. B. Graben aufweiten. max. 1 x mähen. Düngeverbot. 

Am 18.3.2004 fand eine Begehung mit Ing. Waidhofer (Umweltanwaltschaft) und Dr. Reschenhofer (BH Braunau) bei diesen Grundstücken statt und wurden diese Flächen als Ökoflächen positiv beurteilt. 

GREM DI Thür erkundigt sich ob diese Fläche bereits festgelegt ist. Er verweist weiters darauf hin, dass diese Flächen 1999 durch den Gemeinderat von der Fam. Pär angekauft wurden. Bei den Grunderwerbskosten gibt es eine Kostenteilung zwischen Land und Gemeinde. BM Rippl bestätigt, das die genaue Fläche noch nicht festgelegt ist. 

GR Thomas Ofenböck erkundigt sich, ob dem Land die Höhe des Erwerbspreises durch die Gemeinde bekannt ist und ob durch das Land die Waldparzelle Pär im Bereich Palfinger als Ökofläche erworben wurde.  

VBM Martin Muigg bestätigt, dass das Grundstück 2754 der Familie Pär durch das Land angekauft wurde und als Ökofläche genutzt wird. Er tritt dafür ein, die erforderliche Ökofläche im südlichen Bereich der Grundstücke 2872 und 2933 zu situieren um den Rest ldw. nutzen zu können. Bei der Ausweisung ist darauf zu achten, dass die Anrainer keinen Schaden erleiden. 

GR Winkelmeier Johann erkundigt sich ob diese Ökofläche im Flächenwidmungsplan ausgewiesen wird oder ob es sich nur um eine vertragliche Vereinbarung handelt. 

GREM DI Thür weist darauf hin, dass diese Grundstücke 1999 zu einem Preis von S 2,753.000.— angekauft wurden und die Ablösung der Ökofläche zum Grünlandpreis erfolgen dürfte. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g  

eine Teilfläche von 12.000 m² der Grundstücke 2872 und 2933, KG Lengau als Ökofläche auszuweisen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:     25  
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

10. Ausschreibung der Gemeindeabgaben und Festsetzung der Hebesätze für das Jahr 2005






















(Fin-920-0)

Der BM verweist darauf, dass die Gemeindeabgaben und Hebesätze für das Jahr 2005 in unveränderter Höhe festgesetzt werden sollen. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

folgende Verordnung zu beschließen:

Ausschreibung der Gemeindeabgaben,

Festsetzung der Hebesätze für das Jahr 2005

K u n d m a c h u n g

Gemäß § 76 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 O.ö. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F, LGBl.Nr. 91 wird kundgemacht, dass der Gemeinderat der Gemeinde Lengau in der öffentlichen Sitzung am 28.10.2004 für das Finanzjahr 2005 die Ausschreibung folgender Gemeindeabgaben und die Festsetzung der Hebesätze

der Grundsteuer für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A):
mit 
500 v.H. des Steuermeßbetrages;

der Grundsteuer für Grundstücke (B):
mit
500 v.H. des Steuermeßbetrages;

der Lustbarkeitsabgabe:
laut Abgabenordnung vom 07.06.2001;

der Ankündigungsabgabe:
laut Abgabenordnung vom 07.06.2001;

der Hundeabgabe:

laut Hundeabgabenordnung vom 30.10.2003;

der Kindergartengebühren:
lt. Kindergartengebührenordnung vom 07.06.2001;

der Kanalanschluß- und Kanalbenützungsgebühren:

lt. Kanalgebührenordnung vom 28.08.2003

der Müllabfuhrgebühren:
lt. Abfallgebührenordnung vom 13.09.2004

beschlossen hat.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25
 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

11. Kenntnisnahme des Prüfungsberichtes der BH Braunau am Inn über die Kassengebarung der Gemeinde Lengau















(Fin-903)

Der BM verliest den Prüfungsbericht der BH Braunau über die Kassengebarung der Gemeinde Lengau. 

Abschließend stellt er den 

A n t r a g 

diesen Prüfungsbericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25  Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

12. Kenntnisnahme des Berichtes des Elternvereins der öffentl. Pflichtschulen in der Gemeinde Lengau 

















(Schu-210-0)

Der BM verliest den Bericht des Elternvereines der öffentlichen Pflichtschule in der Gemeinde Lengau. 

Ofenböck ersucht das Beiblatt zur Verfügung zu stellen. 

Abschließend stellt er den 

A n t r a g 

diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 25
 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

13. Allfälliges

Berichte des BM:

a) Der BM berichtet über das UVP Verfahren zum Brennstofflager im AKW Temelin. Aus Zeitgründen hat er seitens der Gemeinde unterschrieben, dass siich die Gemeinde sich gegen dieses Brennstofflager ausspricht.  

b) Der BM berichtet weiter über die Vorsprache am 13.10.2004 bei LR Anschober wegen der Passivhausvariante für den Kindergarten Schneegattern. Er verliest das Schreiben in welchem das Pilotprojekt Passivhaus Kindergarten Schneegattern mit € 55.000.—gefördert wird. 

c) Er berichtet weiter, dass für den Bustransfer hauptsächlich 15 m Busse eingesetzt werden. Derzeit nehmen die  Busse die Schüler bei der Hauptschule auf und haben Probleme in die B 147 einzubiegen. Die offizielle Bushaltestelle befindet sich beim „Faberwirt“. Ein Umbau dieser Kreuzung ist nicht möglich. Ein Einsatz von 12 m –Bussen, wie bisher, wurde abgelehnt, da sie für andere Steckenabschnitte zu klein sind. Dadurch werden in Zukunft die Schüler durch die Unterführung gehen oder die Bundesstraße queren müssen. Als Kompromiss wurde vorgeschlagen vor dem Gemeindeamt eine Noteinstiegstelle herzustellen. 

ANFRAGEN:

d) GV Michael Weber lädt zum Vortrag von Prof. Habeler am 13.11.2004 im Volksheim Schneegattern ein. 

e) GR Winkelmeier Johann weist darauf hin, dass am  17.11.2004 um 16.00 Uhr in Linz ein  Symposion zum Thema 110 kV-Leitung stattfindet. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, bedankt sich der BM für die gute Zusammenarbeit und schließt um 21.00 Uhr die Sitzung. 

Die Sitzung dauerte 1 Stunde 30 Minuten.

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 ist die Verhandlungsschrift vom Vorsitzenden, von je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, welche zu Beginn jeder Sitzung beim Vorsitzenden von den jeweiligen Fraktionsobmännern namhaft zu machen sind, und vom Schriftführer zu unterfertigen. 

         Der Bürgermeister:                         Der Schriftführer:                    


Die Mitglieder:

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom ....................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Lengau, am ..............................











Der Vorsitzende







...............................................................................

*Nichtzutreffendes streichen

